
Akt der Zerstörungswut
cvp Gerhard Pfister über Vandalismus und ob man das hinnehmen muss?

Die Stunde der Heuchler
svp Karl Nussbaumer über richtige Entlastungen der Schweizer Wirtschaft

Bruhin bleibt im Amt
JSVP  Zwischen Rap und Rede Präsident gewählt

Vor rund einem Monat ha-
ben über Nacht Unbekannte 
die Skulpturen einer Frei-
luftausstellung in Unterägeri 
in die Lorze geschmissen.

Neben den grossen Schlagzeilen 
über Energiepolitik, starken Fran-
ken, Börsenturbulenzen usw. gab 
es auch ein lokales Ereignis in 
Unterägeri, das keine nationale Re-
sonanz fand, und das ich trotzdem 
bedenklich finde: Skulpturen einer 
Freilichtausstellung wurden über 
Nacht einfach in die Lorze gewor-
fen. Damit nicht genug. Offenbar 
wurden sie auch beschädigt, und 
auch damit noch nicht genug: das 
alles geschah ein zweites Mal. Da-
rauf meldeten die Organisatoren, 
dass sie die Ausstellung beenden. 
Meines Wissen kennt man zum jet-
zigen Zeitpunkt weder Täter noch 
deren Motive. Letztere sind auch 
nicht wichtig, braucht es doch für 
so etwas nur Dummheit und Zerstö-
rungswut. Was mich beschäftigt, ist 
die Tatsache, dass jetzt die Ausstel-
lung wegen Idioten nicht mehr da 

ist. Selbstverständlich verstehe ich, 
dass die Organisatoren keine Lust 
mehr haben, zu hohen Kosten zu re-
parieren und einen weiteren Vanda-
lenakt zu riskieren. Aber ich finde 
es ein sehr schlechtes Zeichen, dass 
man hier im öffentlichen Raum vor 
Vandalismus resigniert hat. Kann 
man bei uns offenbar nicht mehr 

Kunst ausstellen, ohne dass man das 
dauernd überwachen lässt? Kapitu-
lieren wir und lassen uns die Ver-
schönerung des öffentlichen Raums 
vermiesen? Akzeptieren wir, dass es 
einen rechtsfreien Raum gibt? Kla-
res Nein! Und auch wenn man das 
übertrieben finden mag: Ich finde 
diese Entwicklung trotzdem sehr 
bedenklich. Es ist ein riesiger Vor-
teil unseres Kantons, unseres Lan-
des: dass wir nicht jeden öffentli-
chen Raum mit Gesetzen zustellen, 
sondern auf das setzen können, was 
bis jetzt selbstverständlich war: An-
stand ohne Gesetz, Bürgersinn, und 
Gemeinschaftssinn ohne Vorschrif-
ten. Wenn das nicht mehr selbstver-
ständlich ist, kann man mit Geset-
zen etwas machen, aber dann geht 
wieder etwas verloren: die Freiheit. 
Freiheit ohne Selbstverantwortung 
ist nicht zu haben. Schauen wir 
doch, dass wir alle dort unseren Bei-
trag leisten, wo wir können, damit 
man bei uns weiterhin Schönes aus-
stellen kann, ohne dass man Angst 
haben muss, dass es zerstört wird. 
Es lohnt sich.

Nachdem in den vergangenen Ta-
gen insbesondere Interventio-
nen der Nationalbank sowie die 
Preise für Importgüter die Dis-
kussion rund um den überbewer-
teten Franken dominierten, rückt 
nun mehr und mehr die weitere 
Verbesserung der Konkurrenzfä-
higkeit des Wirtschaftsstandor-
tes Schweiz in den Vordergrund. 

Aus politischer Sicht geht es nun in 
erster Linie darum, die Standort-
qualität und das Kostenniveau in der 
Schweiz nachhaltig zu optimieren, 
um Wettbewerbsnachteile aufgrund 
des starken Frankens zu kompensie-
ren. Einer Abwanderung von Unter-
nehmen und Produktionsstätten aus 
der Schweiz, wie auch der Verlage-
rung von Arbeitsplätzen ins Ausland 
muss verhindert werden. Wenn nun 
Politiker eine Senkung der Mehr-
wertsteuer für bestimmte Branchen 
fordern oder eine Entlastung der In-
dustrie von der CO2-Abgabe, ist dies 
grundsätzlich zu begrüssen. Wenn 

es sich dabei aber um die gleichen 
Exponenten handelt, die der Wirt-
schaft und den Bürgern gerade erst 
auf Beginn dieses Jahres mehrere 
Milliarden Franken an zusätzlichen 
Belastungen über Steuern und Ab-
gaben aufgebürdet haben, dann sind 

Zweifel an der Ernsthaftigkeit ent-
sprechender Positionsbezüge ange-
bracht. Die aktuelle Situation sollte 
indes in der Tat genutzt werden, um 
ein umfassendes Vitalisierungspro-
gramm für den Standort Schweiz 
anzustossen. Eine begrenzte «Pfläs-
terlipolitik» nützt dabei besten-
falls dem Absender, um sich vor den 
Wahlen bei der eigenen Klientel in 
Erinnerung zu rufen, greift in der 
Wirkung aber zu kurz. In der aktu-
ellen Situation sollte aber auch nicht 
vergessen gehen, weshalb nun auch 
in der Schweiz eine problematische 
Situation entstanden ist. Die Prob-
leme sind nicht hausgemacht. Viel-
mehr sind sie die direkte Folge der 
gravierenden Konstruktionsfehler 
des Euro. Die Schweiz ist einen an-
deren, vernünftigeren Weg gegan-
gen, kann sich nun aber den Folgen 
der groben politischen Fehler, die in 
anderen Ländern begangen wurden, 
nicht entziehen. Unbedingt vermei-
den sollten wir, die Fehler der Ande-
ren zu kopieren.

Die Junge SVP Kanton Zug hat 
am Mittwoch, 17. August, im 
Swisshotel Zug eine Mitglie-
derversammlung der ande-
ren Art durchgeführt. Im Fokus 
stand die Bestätigung des Präsi-
denten a. i. Gregor R. Bruhin.

PD/DJ - Mit der spannenden Rede 
von Nationalrat Toni Bortoluzzi zu 
den Themen Zuwanderung, Euro-
krise und Unabhängigkeit der 
Schweiz wurde die Mitgliederver-
sammlung eingeleitet. Nach Ab-
handlung der ersten Hälfte der Trak-
tanden kam dann das Highlight der 
Versammlung: Die Präsentation des 

Zuger Rappers A. J. (möchte ano-
nym bleiben) brachte einen unver-
gleichlichen Groove in die Versamm-
lung. Nach diesem Auftritt der Ex-
traklasse kam dann das Kernthema 
der Versammlung zur Diskussion. 
Der bis jetzt als interimistischer Prä-
sident der Jungen SVP Kanton Zug 
agierende Gregor R. Bruhin wurde 
von den Mitgliedern in seinem Amt 
bestätigt und einstimmig zum fes-
ten Parteipräsidenten gewählt. Bru-
hin wurde im März 2011 durch Joel 
Schnells Rücktritt Interimspräsi-
dent. Zur Verstärkung der Parteilei-
tung wurde zudem Nicolai Schmid 
als neuer Generalsekretär gewählt. 

Masseneinwanderung gefährdet Sozialwerke

Viele Secondos sind bürgerlich

Verständnis für Second@s Plus

Das Aufheben der Grenzen für den 
Personenverkehr, die Arbeitsmärkte 
und die Sozialwerke zwischen meh-
reren Ländern führt zwingend zu 
einer Nivellierung in Bezug auf Kos-
ten und Leistungen der Systeme in 
allen beteiligten Ländern. Der Aus-
länderanteil in der IV ist mit 32%, 
in der Arbeitslosenversicherung mit 
44% und in der Sozialhilfe mit so-
gar 45% fast doppelt so hoch wie der 
Ausländeranteil an der Gesamtbe-
völkerung (ca. 22%). Diese Zahlen 
zeigen deutlich, dass die Aushöh-
lung unserer sozialen Auffangnetze 
und Absicherungen bereits in vollem 
Gange ist. Die starke Zunahme der 

Sozialleistungsempfänger und der 
damit verbundene Kostenanstieg 
sind also massgeblich durch Aus-
länder verursacht. Diese Entwick-
lung können wir nur stoppen, wenn 
wir wieder selbst kontrollieren, wie 
viele Personen in die Schweiz ein-
reisen und wer sich bei uns nieder-
lassen darf. Genau das verlangt die 
SVP-Initiative gegen Massenein-
wanderung, welche sich übrigens 
nicht per se gegen Ausländer richtet, 
sondern gegen die Systemfehler des 
Personenfreizügigkeitsabkommens 
mit der EU und gegen die verfehlte 
Migrationspolitik des Bundes.

Thomas Aeschi, Baar

Die Alternativen sind offenbar sehr 
nervös in Bezug auf die kommen-
den Wahlen. Nach den Grünliberalen 
werden nun die Second@s Plus Zug 
unter Druck gesetzt. Dabei ist der Ent-
scheid, keine Listenverbindungen ein-
zugehen absolut nachvollziehbar. Ihre 
Wählerschaft verbindet der Migra-
tionshintergrund. Das macht sie noch 
nicht zu Linken oder Rechten. Wenn 
nun die Alternativen die Second@s 
pauschal in die linke Ecke stellen, ist 
das eine haltlose Unterstellung und 
grenzt an Gesinnungsterror. Gerade 
im Kanton Zug dürften sehr viele Mi-
granten die bürgerlichen Werte tei-
len. Dabei meine ich nicht nur West-
europäer und Amerikaner. Wenn ich 
mit balkanstämmigen Schweizern 
spreche, höre ich immer wieder, dass 
diese eine restriktivere Ausländerpoli-
tik und ein härteres Durchgreifen bei 
Fehlverhalten wünschen. Das ist kein 
Widerspruch: Versuchen Sie einmal 
eine Lehrstelle zu finden mit einem 
Zeugnis, das die Anlaufschwierigkei-
ten in einer Fremdsprache reflektiert 
und mit einem Nachnamen der auf 

«ic» endet. Auch wenn der Grossteil 
unserer balkanstämmigen Mitbürger 
anständig und arbeitswillig ist und 
die schweizerischen Werte teilweise 
vehementer vertritt als viele «Einge-
borene», leiden diese Menschen unter 
dem schlechten Image, das ihnen von 
einer Minderheit verpasst wird. Sie 
unterstützen deshalb rechtsbürger-
liche Forderungen nach Straffung 
der Zügel im Wissen darum, dass das 
«Gschpürsch-mi»-Wischiwaschi ver-
sagt hat. Auch der Armeeabschaffung 
können sie nichts abgewinnen. Viele 
haben selber oder von ihren Eltern er-
fahren, was es heisst, wenn die Armee 
zu schwach ist, um das eigene Volk zu 
schützen. Auch linke Feldzüge gegen 
den Privatverkehr laufen den Interes-
sen vieler Secondos zuwider.Die Se-
cond@s haben gut entschieden, einen 
eigenständigen Wahlkampf zu führen 
um die migrationsspezifischen Anlie-
gen einzubringen und doch der brei-
ten Streuung politischer Ansichten 
der von ihnen vertretenen Bevölke-
rung Rechnung zu tragen.

Thomas Lötscher, Neuheim

Second@s plus wollen im Kanton 
Zug keine Listenverbindung mit den 
Linken eingehen! Dafür habe ich vol-
les Verständnis. Ich kenne Secon-
dos, die wollen auch eine saubere 
Schweiz. Die wollen auch, dass kri-
minelle Ausländer ausgeschafft wer-
den, weil sie im besonderen Mass da-
von betroffen sind. Sie wollen nicht in 
die gleiche Ecke wie kriminelle Aus-
länder gedrängt werden. Sie wollen 
keine ungebremste, von Brüssel auf 
diktierte Zuwanderung. Denn damit 
sind ihre eigenen Arbeitsplätze ge-
fährdet. Sie wollen auch keine Auf-
blähung unserer sozialen Einrichtun-
gen, wie das die Linken unermüdlich 

fordern. Sie haben genug von Mig-
rantismus der Mitteparteien und der 
Linken. Laut Sonntagszeitung sollen 
die Zuger Secondos jetzt zu einer Lis-
tenverbindung mit den Linken ge-
zwungen werden, obwohl viele von 
ihnen, ich meine sogar der grössere 
Teil von ihnen, eher auf SVP Linie als 
auf der Linie der Linken stehen. Ich 
kann dem Vorstand der Second@s 
Plus nur gratulieren zu ihrem Ent-
scheid alleine zu fahren. Somit ha-
ben ihre Mitglieder die bessere Mög-
lichkeit eine ihr entsprechende Par-
tei als zweiter oder dritter Kandidat 
auf ihrer Liste zu wählen.

Marcel Scherer, Hünenberg
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Gerhard Pfister, Nationalrat, 
Oberägeri.

Bild: z.V.g

Karl Nussbaumer, Kantonsrat und Na-
tionalratskandidat SVP Menzingen.
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«Gäll, du haltisch für mich aa...»
Nun stehen sie am Strassenrand - die 
Plakate die ich mir so sehr für unsere 
«Kindergärtler» und Schulkinder 
gewünscht habe. Und zur besten 
Sendezeit kommen entsprechende 
Spots zum korrekten Verhalten am 
Fussgängerstreifen. Ich bedanke 
mich ganz herzlich bei all jenen Per-

sonen, die die gleichen Gedanken 
hatten und die meine Sorge um die 
Sicherheit unserer Kinder teilen. 
Das Resultat ist hervorragend, das 
Plakat einfach und einprägsam, der 
Spot eindrücklich und realistisch. 
Einfach genial und mega super!

Margrit Amsler, Cham

Wollen auch Sie Ihre Meinung zu einem 
brisanten Thema äussern? Tun Sie es!

Senden Sie Ihren Leserbrief an: 
redaktion@zugerwoche.ch 

Spescha für 
den Ständerat
SP   Die Geschäftsleitung der SP 
des Kantons Zug teilt mit, dass sie 
an dem ausserordentlichen Partei-
tag, von heute Mittwoch 24. Au-
gust, Eusebius Spescha als Kandi-
daten für den Ständerat vorstellen 
wird. Die veränderte Ausgangs-
lage bei den Ständeratswahlen 
führt dazu, dass die SP ebenfalls 
mit einer eigenen Liste um einen 
Zuger Sitz im «Stöckli» kämpfen 
wird. Die Geschäftsleitung schlägt 
den Parteimitgliedern den Kan-
didaten einstimmig vor. Spescha 
vertrat die SP von 1991 bis 2002 
im Stadtrat Zug und ist seit 2004 
Kantonsrat. 


